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Verkündet

_am 16° April 1964

I m N a m e n d e s V o l k e s

In Sachen

1) BundesverSicherungsanstalt für Angestellte,
Berlin 31, Ruhrstraße 2,

.
Beklagte und Revisionsklägerin,

2) Landesversicherungsanstalt Hannover,
Hannover 1, Hildesheimer Straße 20,

Beigeladene und Revisionsklägerin,

g e g e n

!

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter: *

hat der 110 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 160 April 1964, an der
\mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n
als Vorsitzender,

Bundesrichter S o n n e n b e r g und

Bundesrichter Dro B u s s
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter B l o b e 1 und

Bundessozialrichter DroF r i t z e m e y e r
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Auf die Revisionen der Beklagten und der Beigeladenen

werden das Urteil des Landessozialgerichts Nieder—

sachsen vom 150 Juni 1962 und das Urteil des Sozial—

gerichts Hildesheim vom 160 März 1961 aufgehoben;

die Klage wird abgewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten“

V o n B e c h t s w e g e n ;
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Die Beteiligten streiten um die
Rentenberechnung° Die

Klägerin, geboren 1902, wurde erstmals im
Juni 1955 rentenversicherungspflichtig beschäftigt. Bis

zum 51„ Dezember 1956 waren für sie neben 5 freiwilligen

Wochenbeiträgen für 1954 insgesamt 30 Monate Pflicht—

versicherungszeit in der Invalidcnversicherung (JV) nach—

gewiesen, darunter 7 Wochen für das Jahr 1956 (Quittungs-

karten Nr° 1 und Nr° 2)° Im gleichen Jahr bezog die Klä—

gerin während 27 Wochen versicherungemäßige Unterstützung

nach dem Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen-

versicherung (AVAVG)° Im Jahre 1957 war die Klägerin ins—

gesamt 8 Monate lang, nämlich vom 10 Januar bis zum
50° Juni und dann wieder vom 1° November bis 510 Dezember,

angestelltenversicherungspflichtig beschäftigt (Versiche-

rungskarte Nr° 1)" Im ersten Halbjahr 1957 entrichtete sie
insgesamt 32 JV—Wochenbeiträge der Klasse VII zu je 6,60 DM

freiwillig; diese 32 Beitragsmarken mit Aufdruck "57" wur—

den in die Quittungskarte Nr° 2 eingeklebt und handschrift—

lich für die Zeit vom 140 Januar 1956 bis zum 18° August

1956 entwertet, während der die Klägerin überwiegend Unter—

stützung nach dem AVAVG bezog° Im Jahre 1958 war die Klä—

gerin durchgehend und im Jahre 1959 in der Zeit vom 1.

Januar bis zum 100 März angestelltenversicherungspflich—

tig beschäftigt (Versicherungskarten Nr° 1 und Nr° 2)°

Im Mai 1959 beantragte sie Rente° Die Beklagte bewilligte

der Klägerin mit Bescheid vom 4° September 1959 ab 1° Mai

1959 Rente wegen Berufsunfähigkeit in Höhe von 17,20 DM
monatlich°

!

Mit ihrer Klage begehrte die Klägerin die Gewährung einer

höheren Rente unter Anwendung der für sie günstigeren Vor—

schriften des alten Rechts (Art° 2 5 41 des Angestellten-

Versicherungs—Neuregelungsgesetzes —AnVNG—)0 Das Sozial—

_\3
_
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gericht (SG) Hildesheim hob den Bescheid vom 40 September

1959 auf und verurteilte die Beklagte, die Vergleichsbe—

rechnung vorzunehmen und der Klägerin die höhere Rente zu

gewähren (Urteil vom 160 März 1961)° Das Landessozialgericht
(LSG) Niedersachsen wies nach Beiladung der Landesversichc-

rungsanstalt (LVA) Hannover die Berufung der Beklagten am
150 Juni 1962 zurück: Die Klägerin habe Anspruch auf die

nach altem Recht berechnete höhere Rente; die Voraussetzun—

gen des Art„ 2 5 41 AnVNG seien gegeben° Die Anwartschaft

aus den vor dem 10 Januar 1957 entrichteten Beiträgen sei

zu diesem Zeitpunkt erhalten gewesen und es seien ab 10 Ja-

nuar 1957 für jedes Kalenderjahr vor dem Kalenderjahr des
Versicherungsfalles für mindestens 9 Monate Beiträge von

der Klägerin entrichtet werden° Im Jahre 1957 sei die Klä—
'gerin zwar nur 8 Monate lang versicherungspfliehtig beschäf—

tigt gewesen, durch Verschiebung von 5 der 32 freiwilligen

JV—Wochenbeiträge, die die Klägerin im Jahre 1957 für 1956

entrichtet habe, auf das Jahr 1957 seien jedoch auch für

dieses Jahr insgesamt 9 Beitragsmonate nachgewiesene Einer

Anrechnung dieser Beiträge auf das Jahr 1957 stehe nicht
entgegen, daß die 32 JV—Uochenmarken handschriftlich für

die Zeit vom 140 Januar 1956 bis zum 180 August 1956 ent-

wertet worden sind; ein solcher Entwertungsvermerk durch

den Versicherten sei nicht von entscheidender Bedeutung°

Wenn eine andere zeitliche Verteilung der Beiträge für den

Versicherten günstiger sei, er nicht ausdrücklich die von
ihm angegebenen Entwertungsdaten für maßgebend erkläre und

das Gesetz eine "Beitragsverschiebung" nicht ausschließe,
‚könnten freiwillige Beiträge anderweitig angerechnet wer-

den° So sei es auch hier„ Es entspreche offenbar dem Willen

der Klägerin, 5 dieser 52 JV—Wochenbeiträge auf das Jahr

1957 zu übertragen, weil die Klägerin nur so in den Genuß

einer nach altem Recht berechneten höheren Rente kommen kön—

ne° Gesetzliche Hindernisse stünden einer solchen Beitrags-

verschiebung nicht entgegen; durch die Neuregelung der Bei-

tragsklassen in @ 1388 der Reichsversicherungsordnung (RVG)
InF, durch die an die Stelle von Wochenbeiträgen ab 1° Januar
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1957 Monatsbeiträge vorgesehen seien,
seien die Wochen—'

beiträge mit dem Aufdruck "57", die die Klägerin verwen-
det habe, nicht ungültig geworden; dazu hätte es einer

formellen Ungültigkeitserklärung durch den Bundesminister

für Arbeit und Sozialordnung (BMA) bedurft, die bisher
nicht ergangen sei (@ 1410 Abso 4 BVD nF)° Im übrigen

lasse Art° 2 5 41 AnVNG ausdrücklich die Entrichtung von
Beiträgen "für 9 Monate" genügen, verlange also nicht

9 Monatsbeiträge im Sinne der neuen Beitragsklassen°

Das LSG ließ die Revision zu„_

‚Das Urteil des LSGwurde der Beklagten am2„ Juli 1962,
der Beigeladenen am 290 Juni 1962 zugestellt° Die Beklagte

legte am 190 Juli 1962, die Beigeladene am 27° Juli 1962

Revision ein; sie beantragten,

dasUrteil desLSGvom150Juni 1962unddas
Urteil des SG Hildesheim vom 16„ März 1961

: aufzuheben und die Klage abzuweisen°

Die Beklagte begründete die Revision — nach Verlängerung

der Revisionsbegründungsfrist — am 18° September 1962, die

Beigeladene am 6° September 1962° Beide Revisionskläger

trugen im wesentlichen übereinstimmend vor: Das LSG habe

die Vorschrift des Art° 2 5 41 AnVNG unrichtig angewandt;
für das Jahr 1957 habe die Klägerin nicht, wie es diese

Vorschrift erfordere, mindestens 9 Monatsbeiträge entrich—

tet„ Entgegen der Ansicht des LSG sei die Verschiebung von

5 der 52 freiwilligen JV—Wochenbeiträge, die die Klägerin

„
im Jahre 1957 für 1956 entrichtet hat, auf das Jahr 1957

hier nicht zulässig° Es könne nicht unterstellt werden,

daß die Klägerin nach ihrem mutmaßlichen Willen einen Teil
dieser 52 JV—Beitragsmarken für das Jahr 1957 habe verwen—
den wollen; für eine derartige Auslegung sei hier kein

Raum, denn alle Umstände sprächen eindeutig dafür‚ daß der

Wille der Klägerin dahin gerichtet gewesen sei, mit diesen

;

f 5 *
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freiwilligen Beiträgen Beitragslücken aus dem Jahr 1956 zu

füllen° Im übrigen scheitere eine solche Beitragsverschie-

bung auch daran, daß seit dem 1° Januar 1957 eine freiwil—

lige Weiterversicherung nur noch durch Verwendung von Monats—

beiträgen möglich sei„

Die Klägerin beantragte, die Revisionen der Beklagten und

der Beigeladenen zurückzuweisen°
„

‚ ‚.*

II

Die Revisionen der Beklagten und der Beigeladenen sind zu—

lässig (@@162 Abs, 1 Nr° 1, 164 des Sozialgerichtsgeset—

zes —SGG—), sie sind auch begründet°

Entgegen der Ansicht des LSG ist der Bescheid der Beklag-

ten vom 40 September 1959 rechtmäßig; die Klägerin hat kei—

nen Anspruch darauf, daß ihre Rente nach den vor dem 1° Ja-

nuar 1957 geltenden — für sie günstigeren — Vorschriften be—

rechnet wird; die Voraussetzungen des Art, 2 5 41 AnVNG sind

nicht erfüllt° Die Anwendung dieser Vorschrift scheitert dar—

an, daß die Klägerin für das Jahr 1957 nicht, wie es Art° 2

5 41 AnVNGerfordert, für mindestens 9 Monate Beiträge ent-
richtet hat; für sie sind im Jahre 1957 mit der Pflichtver—

sicherungszeit vom 10 Januar bis zum 500 Juni und vom 10 No-

vember bis 310 Dezember nur 8 Beitragsmonatc nachgewiesen,

Die Auffassung des LSG, diese Beitragslücke könne dadurch

geschlossen werden, daß von den 32 freiwilligen Wochenbci—

trägen der Klasse VII, die die Klägerin im Jahre 1957 für
1956 entrichtet hat, fünf Beiträge für das Jahr 1957 ange—
rechnet werden, trifft nicht zu() Diese 32 Wochenbeiträge

der Klasse VII im Werte von je 6,60 DM, die den Aufdruck

“57" tragen, hat die Klägerin im ersten Halbjahr 1957 für
das Jahr 1956 freiwillig entrichtet; diese Marken sind in

der Quittungskarte Nr„ 2, die am 110 Juni 1957 aufgerechnet

worden ist, für die Zeit vom 140 Januar 1956 bis zum 18°

_ 5 -
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August 1956 entwertet, in der die Klägerin überwiegend

Unterstützung nach dem AVAVG bezogen hat° Im Zeitpunkt
der Entrichtung dieser freiwilligen Wochenbeiträge hatte

die Klägerin die Wartezeit von 60 Beitragsmonaten n00h
nicht erfüllt; bis zum 51" Dezember 1956 waren für die

Klägerin (neben 5 freiwilligen Wochenbeiträgen für 1954)

erst insgesamt 30 Monate Pflichtversicherungszeit nach—

gewie3en°

Es kann dahingestellt bleiben, ob es bei diesem Sachver—

halt überhaupt gerechtfertigt ist, davon auszugehen, daß

der mutmaßliche Wille der Klägerin bei Entrichtung dieser

Beiträge dahin gerichtet gewesen ist, einen Teil dieser

32 Wochenbeiträge — wie das LSG angenommen hat — für das

Jahr 1957 zu verwerten, obwohl die Klägerin damals noch

gar nicht übersehen konnte, daß sie im Jahre 1957 keine

9 Pflichtbeiträge werde leisten können (vgl„ dazu die Ur—

teile des BSG vom 26,4„1965‚ SozR Nro 15 zu Art° 2 © 42
ArVNG, und vom 12,9,1965, SozR Nr° 18 zu Art" 2 5 42 ArVNG);

denn auch durch eine Verschiebung von fünf dieser 52 für

1956 entrichteten Wochenbeiträge auf das Jahr 1957 könnte

nicht erreicht werden, daß die Klägerin — wie es Art° 2

$ 41 AnVNG erfordert — im Jahre 1957 für mindestens 9 Mo—

nate Beiträge entrichtet hat, Die von der Klägerin verwen—

deten 52 Wochenbeitragsmarken der Klasse VII im Werte von

je 6,60 DM, die den Aufdruck "57" tragen, sind zwar nicht

ungültig gewesen, mit ihnen konnten im Jahre 1957 inner—

halb der Fristen des @ 1418 RVO nF noch Beiträge für die

Zeit 393 dem 10 Januar 1957 entrichtet werden (vgl; Art. 2
5 51 ArVNG : Art() 2 5 49 AnVNG); eine wirksame freiwillige
Beitragsleistung gg; das Jahr 1957 - auf die es hier an—
kommt — konnte aber durch sie nicht erbracht werden, denn

seit dem 1, Januar 1957 sind nach den Vorschriften der

55 115 des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) nF
bzw, 1588 RVG nF, die am 1„ Januar 1957 in Kraft getreten

sind (Art° 3 @7 AnVNGbzw° Art, 3 5 8 ArVNG), für die
Weiterversicherung sowohl in der Rentenversicherung der
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Angestellten als auch der Arbeiter nur mehr Mgnatgbeiträge

der in diesen Vorschriften aufgeführten Beitragsklassen A

ff verwertbaro ’ ' ' ' ’“

Selbst wenn man sich auf den Standpunkt stellen wurde, daß

— weil die Neuregelungsgesetze erst am 23° Februar 1957

verkündet werden sind — jedenfalls noch für die Monate

Januar und Februar des Jahres 1957 eine wirksame frei—

willige Beitragsentrichtung durch die von der Klägerin

verwendeten Wochenbeitragsmarken der Klasse VII möglich

sein müsse, könnte der für die Vergleichsberechnung nach

Art, 2 5 41 AnVNG fehlende eine Monatsbeitrag für das Jahr

1957 nicht dadurch als entrichtet angesehen werden, daß,

wie das LSG meint, fünf dieser 52 Wochenbeitragsmarken auf

das Jahr 1957 verschoben werden; die Klägerin war nach

9 1235 RVO nF (: 5 10 AVG mE) nicht berechtigt, für die

Monate Januar und Februar des Jahres 1957 freiwillige Bei-

träge zu entrichten, denn sie war während dieser Monate

versicherungspflichtig beschäftigt° Ein Recht zur Leistung

freiwilliger Beiträge bestand für die Klägerin insoweit

nur für die Monate Juli bis einschließlich Oktober 1957,
Die Annahme einer wirksamen Beitragsentrichtung durch Ver-

schiebung von fünf der 32 Wochenbeiträge der Klasse VII

auf den Zeitraum‚vom 1, Juli bis 51, Oktober 1957 schei-
tert aber daran, daß die von der Klägerin verwendeten Bei—

träge in diesem Zeitraum, der nach dem 1° März 1957 liegt,

keinesfalls mehr gegolten haben (vgl.° auch Urteil des BSG

vom 25,4o1965, 4 RJ 237/62); die Wirksamkeit von Beiträgen

richtet sich nach dem Recht zur Zeit ihrer Entrichtung

(B/SG10, 156, 158), ' ‘ ' '

In der Verwendung dieser 32 Wochenbeitragsmarken der Klasse

VII in der Quittungskarte Nr° 2 für das Jahr 1956 kann auch

keine Bereiterklärung zur Entrichtung des einen, für die

Vergleichsberechnung nach Art° 2 5 41 AnVNG noch fehlenden
Monatsbeitrags für 1957 gesehen werden; aus einer etwaigen

Bereiterklärung als einer empfangsbedürftigen Willenser—

_ 3 _
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klärung von erheblicher Bedeutung muß für den Empfänger

vor allem ersichtlich sein, für wen und für welchen Zeit-

raum Beiträge entrichtet werden söllen (vgl, BSG 15, 267.

270)° Da hier die 52 Beitragsmarken der Klasse VII mit
Aufdruck "57" in der Quittungskarte Nr, 2 für das Jahr

1956 — zulässigerweise — entwcrtet worden sind, diese

Beitragsleistung in der darüber ausgestellten Aufrech—

nungsbescheinigung, die am 11° Juni 1957 erteilt worden
ist, dementsprechend auch für das Jahr 1956 — richtig —

eingetragen ist, ohne daß die Klägerin dagegen Einwen—

dungen erhoben hat, ist weder für die Beigeladene noch

für die Beklagte zu erkennen gewesen, daß mit dieser Bei—

tragsleistung eine Bereiterklärung zum Ausdruck gebracht

werden solle (vgl() Urteil des BSG vom 25,4,1965‚ 4 RJ
237/62)° ‘_"

‚.
‘

°

Auch das nach früherem Recht bei der Verwendung zu niedri—

ger Beiträge in der freiwilligen Versicherung angewandte

Berichtigungsverfahren ist hier nicht möglich; die Zulas-

sung einer solchen Möglichkeit scheitert schon daran, daß

die Klägerin die 52 Wochenmarken der Klasse VII bei der

Entrichtung in zulässiger Weise ausdrücklich für die Zeit

yo; dem 10 Januar 1957 bestimmt hat, und zwar ersichtlich

zu dem Zweck, durch Ausfüllung der Beitragslücke im Jahre

1956 möglichst bald die Wartezeit von 60 Beitragsmonaten

‚zu erreichen, die Voraussetzung für den Rentenanspruch

ist (vgl° auch dazu das o,a° Urteil des BSG vom 25,4„1963).

Da nach Art, 2 5 41 AnVNG ab 1° Januar 1957 für jedes
Kalenderjahr vor dem Kalenderjahr des Versicherungsfalles

die Entrichtung von Beiträgen für mindestens 9 Monate er-

forderlich ist, kann der fehlende eine Monatsbeitrag für

1957 auch nicht — wie der Klägerin offenbar vorschwebt —
durch einen Beitragsmonat aus den Jahren 1958 oder 1959

ersetzt werden° Fehl geht auch die Auffassung der Klägerin,

die Beklagte habe die Pflicht gehabt, die Klägerin darauf

hinzuweisen, daß mit nur 8 Monatsbeiträgen für 1957 die
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Voraussetzungen zur Anwendung des Art° 2 5 41 AnVNG nicht

erfüllt sind und daß deshalb — falls dieser fehlende Beitrag

nicht durch Beitragsverschiebung als entrichtet angesehen

werden kann — trotz 5 141 AVG nF (: 5 1419 RVO nF) noch eine

Nachentriehtung des fehlenden einen Monatsbeitrags zulässig

sei; zu Unrecht beruft sich die Klägerin dafür auf das Urteil

des 40 Senats des BSGvom 140 Juni 1962, 4 RJ 75/60 (SozR
Nr, 3 zu @ 1233 RVO nF); soweit in diesem Urteil eine der—

artige Hinweispflicht festgestellt werden ist, ergab sie

sich ”aus der speziellen Gestaltung des Sachverhalts"; dort

hatte sich der Versicherungsträger bereits in zwei voraus—

gegangenen Rentenverfahren einen genauen Überblick über die

Einzelheiten des Beitragsaufkommens der Versicherten, das

in mehreren Übersichten klar zusammengestellt war, verschaf—

fen können; auch war der Rentenantrag auf Altersruhegeld

bereits drei Monate vor Vollendung des 65° Lebensjahres

der Versicherten gestellt worden° Im vorliegenden Fall da-

gegen hat die Beklagte überhaupt erst nach Stellung des

Rentenantrags der Klägerin im Mai 1959 erkennen können,

daß zur Durchführung der Vergleichsberechnung nach Art. 2

@41 AnVNGein Monatsbeitrag für 1957 fehlt° Daß in einem
solchen Falle auch nach der Ansicht des 4° Senats des BSG

der Versicherungsträger nicht verpflichtet ist, den Ver-

sicherten auf Beitragslücken hinzuweisen, ist in dem o,a,

Urteil vom 140 Juni 1962 deutlich zum Ausdruck gebracht,

wenn es dort heißt: "Er (der Versicherungsträger) ist frei—

lich nicht ohne konkreten Anlaß, doh° ohne einen voraus-

gegangenen Antrag oder eine an ihn gerichtete Anfrage, zu

Belehrungen und Ratschlägen verpflichtet",

Da somit von der Klägerin für 1957 nicht für mindestens
9 Monate Beiträge entrichtet sind, hat die Beklagte zu
Recht die Rente der Klägerin nur nach den Vorschriften des

neuen ab 10 Januar 1957 geltenden Rechts berechnet, Das SG

hat zu Unrecht den Rentenbescheid der Beklagten vom 40 Sep-

tember 1959 aufgehoben und die Beklagte verurteilt, die

Vergleichsberechnung nach Art° 2 @ 41 AnVNG vorzunehmen

_ 10 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 10 _

und der Klägerin die höhere Rente
zu zahlen; die gegeh die—

ses Urteil gerichtete Berufung der Beklagten hat das LSG

zu Unrecht zurückgewiesen@ Die Urteile des SG und des LSG

sind daher aufzuheben, die Klage ist abzuweiseno

Die Ehtscheidung über die außergerichtlicheh Kosten beruht

auf 5 193 SGG°
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